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2132-1-23-B

Verordnung 
zur Änderung der 

Bauprodukte- und Bauartenverordnung

vom 17. Dezember 2021

Auf Grund des Art. 80 Abs. 5 Nr. 3 bis 6 der Baye-
rischen Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.  August 2007 (GVBl. S.  588, 
BayRS 2132-1-B), die zuletzt durch § 4 des Gesetzes 
vom 25. Mai 2021 (GVBl. S. 286) geändert worden ist, 
verordnet das Bayerische Staatsministerium für Wohnen, 
Bau und Verkehr:

§ 1

Die Bauprodukte- und Bauartenverordnung (BauPAV)  
vom 20.  September 1999 (GVBl. S.  424, BayRS  
2132-1-23-B), die zuletzt durch § 1 Abs. 160 der Verord-
nung vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

1.	 Der Erste Abschnitt wird Teil 5 und in der Überschrift 
wird die Angabe „nach Art.  15 Abs.  4 und Art.  19 
Abs. 2 BayBO“ gestrichen.

2.	 § 1 wird § 12 und wie folgt geändert:

a)	 Der Wortlaut wird Abs. 1 Satz 1 und wie folgt ge-
ändert:

aa)	 Der Satzteil vor Nr. 1 wird wie folgt gefasst:

„Für folgende Bauarten und für folgende 
serienmäßig hergestellte Bauprodukte sind 
auch hinsichtlich wasserrechtlicher Anfor-
derungen Anwendbarkeitsnachweise nach 
Art. 15 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 in Verbindung mit 
Abs.  5 BayBO, Verwendbarkeitsnachweise 
nach Art. 17 bis 19 und Art. 22 BayBO sowie 
Übereinstimmungserklärungen nach Art. 21 
BayBO zu führen:“.

bb)	 In Nr. 2 im Satzteil vor Buchst. a werden die 
Wörter „Für ortsfest“ durch das Wort „Orts-
fest“ ersetzt.

b)	 Dem Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt:

„2Art. 23 BayBO gilt entsprechend.“

c)	 Folgender Abs. 2 wird angefügt:

„(2) 1Abs. 1 findet keine Anwendung auf Bau-
produkte, die die CE-Kennzeichnung aufgrund 
der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 tragen. 2Bau-
produkte, die in Vorschriften anderer Vertrags-
staaten des Abkommens vom 2. Mai 1992 über 
den europäischen Wirtschaftsraum genannten 
technischen Anforderungen entsprechen, dürfen 
verwendet werden, wenn das geforderte Schutz-
niveau gemäß Art. 3 Satz 1 BayBO gleicherma-
ßen dauerhaft erreicht wird.“

3.	 Der Zweite Abschnitt wird Teil 2 und in der Überschrift 
wird die Angabe „Art.  20 Abs.  4 BayBO“ durch die 
Angabe „Art. 21 Abs. 2 BayBO“ ersetzt.

4.	 § 2 wird § 7 und wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 Im Satzteil vor Nr. 1 wird die Angabe „Art. 20 
Abs.  4 BayBO“ durch die Angabe „Art.  21 
Abs. 2 BayBO“ ersetzt.

bb)	 Nr. 1 wird wie folgt gefasst:

„1.	 Name

a)	 des Herstellers und zusätzlich das 
Herstellwerk, wenn der Name des 
Herstellers eine eindeutige Zuord-
nung des Bauprodukts zu dem Her-
stellwerk nicht ermöglicht, oder

b)	 des Vertreibers des Bauprodukts 
mit der Angabe des Herstellwerks,

wobei die Angabe des Herstell-
werks jeweils verschlüsselt erfolgen 
darf, wenn sich beim Hersteller oder 
Vertreiber und, wenn ein Überein-
stimmungszertifikat erforderlich ist, 
bei der Zertifizierungsstelle und der 
Überwachungsstelle das Herstell-
werk jederzeit eindeutig ermitteln 
lässt;“.

cc)	 In Nr. 2 Buchst. a wird das Wort „geregelte“ 
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gestrichen.

dd)	 In Nr. 3 wird das Wort „Nummer“ durch die 
Angabe „Nr.“ ersetzt.

b)	 In Abs. 2 Satz 1 und 2 und Abs. 3 wird jeweils das 
Wort „Absatz“ durch die Angabe „Abs.“ ersetzt.

5.	 Der Dritte Abschnitt wird Teil 3 und in der Überschrift 
werden die Wörter „Art. 15 Abs. 5 und Art. 19 Abs. 1 
Satz  4 BayBO“ durch die Angabe „Art.  22 BayBO“ 
ersetzt.

6.	 § 3 wird § 8 und wie folgt geändert:

a)	 Satz 1 wird Abs. 1 und wie folgt geändert:

aa)	 In Nr.  1 werden nach dem Wort „Stahlbau
teile“ die Wörter „auf der Baustelle“ eingefügt.

bb)	 In Nr. 2 werden nach dem Wort „Aluminium-
bauteile“ die Wörter „auf der Baustelle“ ein-
gefügt.

cc)	 Nach Nr. 6 wird folgende Nr. 7 eingefügt:

„7.	 die Ausführung von nachträglichen Be-
wehrungsanschlüssen mit eingemörtel-
ten Bewehrungsstäben“.

b)	 Satz 2 wird Abs. 2 und wie folgt geändert:

aa)	 Im Satzteil vor Nr. 1 werden die Wörter „nach 
Art. 3 Abs. 2 BayBO vom Staatsministerium 
für Wohnen, Bau und Verkehr im Bayeri-
schen Ministerialblatt bekannt gemachten 
technischen Regeln der Liste der Techni-
schen Baubestimmungen einschließlich der 
dort eingeführten Anlagen in den Fällen des 
Satzes 1“ durch die Wörter „Technischen 
Baubestimmungen gemäß Art.  81a BayBO 
in den Fällen des Abs. 1“ ersetzt.

bb)	 In Nr. 1 wird die Angabe „Nr. 2.4.1“ durch die 
Angabe „Nr. A 1.2.4.1“ ersetzt.

cc)	 In Nr. 2 wird die Angabe „Nr. 2.4.3“ durch die 
Angabe „Nr. A 1.2.4.3“ ersetzt.

dd)	 In Nr. 3 wird die Angabe „Nr. 2.3.3“ durch die 
Angabe „Nr. A 1.2.3.4“ ersetzt.

ee)	 In Nr. 4 wird die Angabe „Nr. 2.5.1“ durch die 
Angabe „Nr. A 1.2.5.1“ ersetzt.

ff)	 In Nr. 5 wird die Angabe „Nr. 2.3.1“ durch die 

Angabe „Nr. A 1.2.3.1“ ersetzt.

gg)	 In Nr. 6 wird die Angabe „Nr. 2.3.7.“ durch die 
Angabe „Nr. A 1.2.3.2,“ ersetzt.

hh)	 Folgende Nr. 7 wird angefügt:

„7.	 Nr. 7 nach lfd. Nr. A 1.2.3.7.“

7.	 § 4 wird § 9 und wie folgt geändert:

a)	 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 Die Satznummerierung „1“ wird gestrichen.

bb)	 Im Satzteil vor Nr.  1 wird die Angabe „§  3 
Abs. 1“ durch die Angabe „§ 8 Abs. 1“ ersetzt.

cc)	 In Nr.  1 werden die Wörter „Nummern 1  
bis 3, 5 und 6“ durch die Wörter „Nrn.  1  
bis 3, 5, 6 und 7“ ersetzt.

dd)	 In Nr. 2 wird das Wort „Nummer“ durch die 
Angabe „Nr.“ ersetzt. 

ee)	 Im Satzteil nach Nr. 2 wird die Angabe „§ 7 
Abs. 1 Nr. 6“ durch die Angabe „§ 1 Abs. 1 
Nr. 6“ ersetzt.

b)	 Satz 2 wird aufgehoben.

8.	 § 5 wird § 10 und wie folgt geändert:

a)	 In Abs.  1 wird die Angabe „§  3 Satz  1“ durch 
die Angabe „§ 8 Abs. 1“ und die Angabe „Art. 3 
Abs. 1 BayBO“ durch die Angabe „Art. 3 BayBO“ 
ersetzt.

b)	 In Abs. 2 wird die Angabe „§ 3 Satz 2“ durch die 
Angabe „§ 8 Abs. 2“ ersetzt.

c)	 In Abs.  3 wird die Angabe „§§  3 und 4“ durch 
die Angabe „§§ 8 und 9“ und die Angabe „Art. 3 
Abs. 1 BayBO“ durch die Angabe „Art. 3 BayBO“ 
ersetzt.

9.	 Der Vierte Abschnitt wird Teil 4 und die Wörter 
„Art.  15 Abs.  6 und Art.  19 Abs.  1 Satz  4 BayBO“ 
werden durch die Angabe „Art. 15 Abs. 6 und Art. 22 
BayBO“ ersetzt.

10.	 § 6 wird § 11 und in Abs. 1 im Satzteil vor Nr. 1 wird 
die Angabe „§ 7 Abs. 1 Nr. 5“ durch die Angabe „§ 1 
Abs. 1 Nr. 5“ ersetzt.

11.	 Der Fünfte Abschnitt wird Teil 1 und in der Überschrift 
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wird die Angabe „Art.  23 Abs.  1 BayBO“ durch die 
Wörter „Art. 23 Abs. 3 der Bayerischen Bauordnung 
(BayBO)“ ersetzt.

12.	 Der bisherige § 7 wird § 1 und wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Nr.  1 wird die Angabe „Art.  17 Abs.  2 
BayBO“ durch die Angabe „Art. 19 BayBO“ 
ersetzt.

bb)	 In Nr.  2 wird die Angabe „Art.  21 Abs.  2 
BayBO“ durch die Angabe „Art.  21 Abs.  3 
Satz 1 BayBO“ ersetzt.

cc)	 In Nr.  3 wird die Angabe „Art.  22 Abs.  1 
BayBO“ durch die Angabe „Art.  21 Abs.  3 
Satz 1 BayBO“ ersetzt.

dd)	 In Nr.  4 wird die Angabe „Art.  22 Abs.  2 
BayBO“ durch die Angabe „Art.  21 Abs.  3 
Satz 1 BayBO“ ersetzt.

ee)	 In Nr. 5 wird nach der Angabe „Art. 15 Abs. 6“ 
die Angabe „und Art. 22 Nr. 2“ eingefügt.

ff)	 In Nr.  6 wird die Angabe „Art.  15 Abs.  5 
BayBO“ durch die Angabe „Art.  22 Nr.  1 
BayBO“ ersetzt.

gg)	 Im Satzteil nach Nr. 6 wird die Angabe „§ 8“ 
durch die Angabe „§ 2“ ersetzt.

b)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 3 werden nach dem Wort „Zertifizie-
rungsstellen“ die Wörter „nach Satz 2“ einge-
fügt und die Angabe „§ 8“ durch die Angabe 
„§ 2“ ersetzt.

bb)	 In Satz  4 wird die Angabe „§  9“ durch die 
Angabe „§ 3“ ersetzt.

c)	 Abs. 5 wird wie folgt gefasst:

„(5) 1Die Anerkennung kann auf höchstens 
fünf Jahre befristet werden. 2Für die Verlänge-
rung der Anerkennung gilt Art. 69 Abs. 2 BayBO 
entsprechend.“

13.	 Der bisherige § 8 wird § 2 und wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aaa)	 Im Satzteil vor Nr.  1 wird das Wort 
„muss“ durch die Wörter „und, wenn 
ein Stellvertreter bestellt ist, der Stell-
vertreter müssen“ ersetzt und nach 
den Wörtern „abgeschlossen haben“ 
werden die Wörter „  , über die erfor-
derlichen Kenntnisse der deutschen 
Sprache verfügen“ eingefügt.

bbb)	 In Nr. 1 wird die Angabe „§ 7 Abs. 1 
Nr.  1“ durch die Angabe „§  1 Abs.  1 
Nr.  1“ und werden die Wörter „oder 
Überwachung von Bauprodukten oder 
Bauarten oder der Zertifizierung von 
Bauprodukten oder Bauarten“ durch 
die Wörter „ , Überwachung oder der 
Zertifizierung von Bauprodukten oder 
Bauarten für den jeweiligen Produkt-
bereich“ ersetzt.

ccc)	 In Nr. 2 wird die Angabe „§ 7 Abs. 1 
Nr.  2“ durch die Angabe „§  1 Abs.  1 
Nr.  2“ ersetzt und nach dem Wort 
„Bauarten“ werden die Wörter „für den 
jeweiligen Produktbereich“ eingefügt.

ddd)	 In Nr. 3 werden die Angabe „§ 7 Abs. 1 
Nr.  3“ durch die Angabe „§  1 Abs.  1 
Nr. 3“ und das Wort „und“ durch das 
Wort „oder“ ersetzt und nach dem 
Wort „Tätigkeiten“ werden die Wörter 
„für den jeweiligen Produktbereich“ 
eingefügt.

eee)	 In Nr. 4 wird die Angabe „§ 7 Abs. 1 
Nrn. 4 und 5“ durch die Angabe „§ 1 
Abs. 1 Nr. 4 und 5“ ersetzt und werden 
nach dem Wort „Bauarten“ die Wörter 
„für den jeweiligen Produktbereich“ 
eingefügt.

fff)	 In Nr. 5 wird die Angabe „§ 7 Abs. 1 
Nr.  6“ durch die Angabe „§  1 Abs.  1 
Nr. 6“ und werden die Wörter „in der 
jeweiligen, in §  3 Abs.  1 genannten 
Herstellung oder Ausführung“ durch 
die Wörter „im jeweiligen Aufgaben-
bereich“ ersetzt.

bb)	 Die Sätze 3 bis 6 werden aufgehoben.

b)	 Nach Abs. 1 wird folgender Abs. 2 eingefügt:

„(2) 1Übt der Leiter einer Prüfstelle diese Auf-
gabe nicht hauptberuflich aus, muss ein haupt-
beruflicher Stellvertreter bestellt sein. 2Ferner 
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kann verlangt werden, dass neben einem haupt-
beruflichen Leiter ein hauptberuflicher Stellver-
treter und neben einem nicht hauptberuflichen 
Leiter zwei hauptberufliche Stellvertreter in der 
Prüfstelle tätig sind, wenn dies nach Art und Um-
fang der Tätigkeit erforderlich ist.“

c)	 Der bisherige Abs.  2 wird Abs.  3 und wie folgt 
geändert:

aa)	 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa)	 Im Satzteil vor Nr.  1 wird das Wort 
„darf“ durch die Wörter „und der Stell-
vertreter dürfen“ ersetzt.

bbb)	 Nr. 1 wird aufgehoben.

ccc)	 Nr.  2 wird Nr.  1 und am Ende das 
Komma durch ein „und“ ersetzt.

ddd)	 Nr. 3 wird Nr. 2 und die Wörter „sein 
Vermögen“ werden durch die Wörter 
„ihr Vermögen“ ersetzt.

bb)	 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aaa)	 Im Satzteil vor Nr. 1 werden die Wör-
ter „Er muss“ durch die Wörter „Sie 
müssen“ ersetzt.

bbb)	 In Nr. 2 werden die Wörter „er neben 
seinen“ durch die Wörter „sie neben 
ihren“, das Wort „wird“ durch das 
Wort „werden“ und die Wörter „seiner 
Pflichten als Leiter“ durch die Wörter 
„ihrer Pflichten“ ersetzt.

cc)	 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„3Satz 1 gilt auch in Fällen vergleichbarer 
Feststellungen aus anderen Staaten.“

d)	 Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4.

e)	 Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 5 und in Satz 1 
wird das Wort „sein“ durch das Wort „der“ ersetzt.

f)	 Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 6.

14.	 Der bisherige § 9 wird § 3 und wie folgt geändert:

a)	 In Abs.  1 Satz 2 werden die Wörter „§ 12 der 
Zuständigkeitsverordnung im Bauwesen vom 
5.  Juli 1994 (GVBl S.  573, BayRS 2130-3-l) 
in der jeweils geltenden Fassung“ durch die  

Wörter „§  9 der Zuständigkeitsverordnung im 
Bauwesen“ ersetzt.

b)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Nr. 1 wird die Angabe „§ 7 Abs. 1“ durch 
die Angabe „§ 1 Abs. 1“ ersetzt.

bb)	 Nr. 2 wird wie folgt geändert:

aaa)	 Am Ende von Halbsatz 1 wird das Se-
mikolon durch die Wörter „ , wobei auf 
Technische Baubestimmungen nach 
Art.  81a BayBO Bezug genommen 
werden kann,“ ersetzt.

bbb)	 Halbsatz 2 wird aufgehoben.

cc)	 In Nr.  3 wird das Wort „seines“ durch das 
Wort „des“ ersetzt.

dd)	 In Nr. 4 wird die Angabe „nach § 8 Abs. 2“ 
durch die Wörter „  ,  des Stellvertreters“  
ersetzt.

ee)	 In Nr. 6 werden nach dem Wort „Leiters“ die 
Wörter „und des Stellvertreters“ eingefügt.

c)	 Abs. 5 wird wie folgt gefasst:

„(5) 1Die Anerkennungsbehörde entschei-
det innerhalb von drei Monaten nach Vorlage 
der vollständigen Antragsunterlagen. 2Sie kann 
diese Frist um bis zu zwei Monate verlängern. 
3Die Verlängerung ist zu begründen und dem 
Antragsteller vor Ablauf der ursprünglichen Frist 
mitzuteilen.“

15.	 Der bisherige § 10 wird § 4 und wie folgt geändert:

a)	 In Nr.  9 werden die Wörter „Nummern 4 bis 7“ 
durch die Angabe „Nrn. 5 bis 8“ und die Angabe 
„§ 8 Abs. 3 Nrn. 2 und 3“ durch die Angabe „§ 2 
Abs. 3 Nr. 2 und 3“ ersetzt.

b)	 Nr. 10 wird wie folgt gefasst:

„10.	 einen Wechsel des Leiters der Stelle oder 
des Stellvertreters sowie wesentliche Än-
derungen in der gerätetechnischen Ausrüs-
tung sowie Änderungen, die dazu führen, 
dass die Anerkennungsvoraussetzungen 
nicht mehr erfüllt sind, der Anerkennungs-
behörde unverzüglich anzeigen.“

16.	 Der bisherige § 11 wird § 5 und wie folgt geändert:
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a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 Halbsatz 1 wird Satz 1 und das Semikolon 
am Ende durch einen Punkt ersetzt.

bb)	 Der bisherige Halbsatz 2 wird Satz 2 und das 
Wort „sie“ wird durch das Wort „Sie“ ersetzt.

b)	 In Abs. 2 Satz 4 werden nach dem Wort „Zerti-
fizierungsstelle“ die Wörter „oder dem Stellver-
treter“ eingefügt.

17.	 Der bisherige § 12 wird § 6 und wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 1 Nr. 3 wird die Angabe „68“ durch die 
Angabe „70“ ersetzt.

b)	 In Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 werden die Wörter „in Folge“ 
durch das Wort „infolge“ ersetzt.

c)	 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Nr. 2 wird die Angabe „§ 10 Nr. 5“ durch 
die Angabe „§ 4 Nr. 5“ ersetzt.

bb)	 In Nr. 3 wird die Angabe „§ 11 Abs. 1“ durch 
die Angabe „§ 5 Abs. 1 Satz 2“ ersetzt.

18.	 Der Sechste Abschnitt wird Teil 6 und in der Über-
schrift werden die Wörter „Übergangs- und“ ge
strichen.

19.	 § 13 wird wie folgt geändert:

a)	 In der Überschrift werden die Wörter „In-Kraft-
Treten, Außer-Kraft-Treten“ durch das Wort „In-
krafttreten“ ersetzt.

b)	 In Satz  1 wird die Satznummerierung „1“ ge
strichen.

c)	 Satz 2 wird aufgehoben.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. Februar 2022 in Kraft.

München, den 17. Dezember 2021

Bayerisches Staatsministerium  
für Wohnen, Bau und Verkehr

Kerstin S c h r e y e r , Staatsministerin
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2211-6-1-A

Verordnung  
über das Staatsinstitut für  

Frühpädagogik und Medienkompetenz (IFPV)

vom 10. Januar 2022

Auf Grund des Art. 17 Abs. 1 Satz 2 des Bayerischen 
Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes (BayKiBiG) 
vom 8. Juli 2005 (GVBl. S. 236, BayRS 2231-1-A), das 
zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 2021 
(GVBl. S. 671) geändert worden ist, verordnet das Baye-
rische Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales:

§ 1

Einrichtung

1Es besteht ein Staatsinstitut für Frühpädagogik und 
Medienkompetenz (IFP) mit Sitz in Amberg. 2In München 
besteht eine Zweigstelle.

§ 2

Aufgaben

(1) 1Das IFP hat die Aufgabe, die Frühpädagogik für 
Kinder bis einschließlich im Alter der vierten Jahrgangs-
stufe der Grundschule ständig weiterzuentwickeln und 
den Transfer wissenschaftlicher Erkenntnisse in die früh-
pädagogische Praxis der Kindertageseinrichtungen und 
der  Kindertagespflege  zu  leisten.  2Dies umfasst insbe-
sondere Folgendes:

1.	 Grundlagenforschung und angewandte Forschung 
auf den Gebieten der Früh- und Kindheitspädagogik, 
der Entwicklungspsychologie, der Sozialforschung 
und der Medienpädagogik unter besonderer Berück-
sichtigung der zunehmenden Digitalisierung,

2.	 Beratung und Unterstützung von Politik und Verwal-
tung zu Themen der frühkindlichen Bildung, Erzie-
hung und Betreuung,

3.	 Entwicklung, Überprüfung und Übertragung von Hil-
fen und Anregungen zur pädagogischen Praxis für 
Kinder, ihre Familien und die pädagogischen Fach-
kräfte,

4.	 Entwicklung von Maßnahmen zur Förderung der Zu-
sammenarbeit zwischen Kindertageseinrichtungen, 
Elternvertretungen, Familien, Schulen und anderen 

Einrichtungen, insbesondere durch Erstellen und 
Pflege von Online-Angeboten  zu Vernetzung,  Infor-
mation, Austausch und Qualifizierung,

5.	 Entwicklung und Umsetzung von Maßnahmen zur 
Fachkräftequalifizierung,  -gewinnung  und  -bindung, 
insbesondere zur Förderung der Aus-, Fort- und  
Weiterbildung pädagogischer Assistenz-, Ergänzungs- 
und Fachkräfte,

6.	 Entwicklung und Bereitstellung  von Qualifizierungs- 
und Beratungsangeboten zu medienpädagogischen, 
-technischen und -rechtlichen Themen für den Ein-
satz von digitalen Medien in der praktischen Arbeit 
von pädagogischem Personal in Einrichtungen der 
Kinder- und Jugendhilfe,

7.	 Förderung des selbstbestimmten, kritischen und ver-
antwortlichen Umgangs von Kindern mit Medien im 
Sinne der Stärkung der Medienkompetenz unter be-
sonderer Berücksichtigung des Kinderschutzes,

8.	 Unterstützung der Familien bei der Medienerziehung 
und beim Erwerb von Medienkompetenz.

(2) 1Die Tätigkeit des IFP beruht auf Analyse, Doku-
mentation und Auswertung von nationalen und internati-
onalen Publikationen, Forschungsarbeiten sowie weiterer 
relevanter Daten und Statistiken. 2Es betreibt angewandte 
wissenschaftliche Forschung und Grundlagenforschung 
entsprechend wissenschaftlichen Standards und über-
führt die Ergebnisse in Handlungsempfehlungen für die 
frühpädagogische Praxis. 3Nach außen wirkt das IFP 
durch gezielte Öffentlichkeitsarbeit insbesondere durch 
Veröffentlichungen, Vorträge sowie die Durchführung von 
wissenschaftlichen und praxisorientierten Tagungen und 
Kolloquien.

§ 3

Aufsicht, Leitung

1Das IFP ist eine eigenständige, dem Staatsministe-
rium für Familie, Arbeit und Soziales (Staatsministerium) 
unmittelbar nachgeordnete Behörde. 2Es untersteht der 
Fachaufsicht des Staatsministeriums.
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§ 4

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Februar 2022 in Kraft.

(2) § 1 Satz 2 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2024 
außer Kraft.

(3) Mit Ablauf des 31.  Januar 2022 tritt die Frühpä
dagogik-Institute-Verordnung (FpInstV) vom 6. Dezember 
1985 (GVBl. S. 833, BayRS 2211-6-1-A), die zuletzt durch 
Verordnung vom 4. Juli 2018 (GVBl. S. 569) geändert wor-
den ist, außer Kraft.

München, den 10. Januar 2022

Bayerisches Staatsministerium 
für Familie, Arbeit und Soziales

Carolina T r a u t n e r , Staatsministerin
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2126-1-19-G

Verordnung 
zur Änderung der 

Fünfzehnten Bayerischen  
Infektionsschutzmaßnahmenverordnung

vom 11. Januar 2022

Die Verordnung wurde nach Nr.  2.2 der Veröffent
lichungsbekanntmachung im Bayerischen Ministerialblatt 
Nr. 2 vom 11. Januar 2022 bekannt gemacht. Die Begrün
dung hierzu wurde im Bayerischen Ministerialblatt Nr. 3 
vom 11. Januar 2022 veröffentlicht.

2126-1-19-G

Verordnung 
zur Änderung der 

Fünfzehnten Bayerischen  
Infektionsschutzmaßnahmenverordnung

vom 13. Januar 2022

Die Verordnung wurde nach Nr.  2.2 der Veröffent
lichungsbekanntmachung im Bayerischen Ministerialblatt 
Nr. 36 vom 13. Januar 2022 bekannt gemacht. Die Be
gründung hierzu wurde im Bayerischen Ministerialblatt 
Nr. 37 vom 13. Januar 2022 veröffentlicht.

2126-1-19-G

Verordnung 
zur Änderung der 

Fünfzehnten Bayerischen  
Infektionsschutzmaßnahmenverordnung

vom 17. Januar 2022

Die Verordnung wurde nach Nr.  2.2 der Veröffent
lichungsbekanntmachung im Bayerischen Ministerialblatt 
Nr. 41 vom 17. Januar 2022 bekannt gemacht. Die Be
gründung hierzu wurde im Bayerischen Ministerialblatt 
Nr. 42 vom 17. Januar 2022 veröffentlicht.
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